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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

07.09.2011 

Geschäftszahl 

2008/08/0218 

Rechtssatz 

Wenn die Dienstgeberin ihren Dienstnehmern ermöglicht, bei kurzfristig auftretender Verhinderung eine 
Ersatzkraft aufzunehmen, so hat sie auch dafür zu sorgen, dass die einstellungsberechtigte Person die 
erforderliche (Mindestangaben-)Meldung an die Gebietskrankenkasse vor Aufnahme der Tätigkeit sicherstellen 
kann. Der bloße Umstand, dass der Geschäftsführer von der Aufnahme des Dienstnehmers nicht rechtzeitig - vor 
der durchgeführten Kontrolle durch die KIAB - informiert wurde, kann daher nicht als besonders 
berücksichtigungswürdiger Grund angesehen werden, der den gänzlichen Entfall des Teilbetrags des 
Beitragszuschlages für den Prüfeinsatz rechtfertigen würde. 


